
Bericht des Vorstands zu Punkt
SS 203 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz
Satz 2 AktG (Beschtussfassung
genehmigten Kapitals l)

7 der Tagesordn ung gemäß
2, 186 Abs. 3 Satz 4, Abs. 4
über die Schaffung eines

Das genehmigte Kapital 12005 in $ 5 Abs. 2 der Satzung läuft am 17. Mai 2010 aus. Zu
Punkt 7 der Tagesordnung schlagen Vorstand und Aufsichtsrat deshalb die Schaffung eines
neuen genehmigten Kapitals I vor, das zur Ausgabe neuer Aktien gegen Bareinlagen
ermächtigt.

Das genehmigte Kapital soll die Gesellschaft in die Lage versetzen, in den sich wandelnden
Märkten im Interesse ihrer Aktionäre schnell und flexibel handeln zu können. Da
Entscheidungen über die Deckung ihres Kapitalbedarfs in der Regel kurzfristig zu treffen
sind, ist es wichtig, dass die Gesellschaft hierbei nicht vom Rhythmus der jährlichen
Hauptversammlung oder von der langen Einberufungsfrist einer außerordentlichen Haupt-
versammlung abhängig ist. Mit dem Instrument des genehmigten Kapitals hat der Gesetz-
geber diesem Erfordernis Rechnung getragen. Als gängigste Anlässe für die Inanspruch-
nahme eines genehmigten Kapitals sind dabei die Stärkung der Eigenkapitalbasis und die
Finanzierung von Beteiligungserwerben zu benennen.

Wird das genehmigte Kapital ausgenutzt, wollen wir unseren Aktionären ein Bezugsrecht
einräumen.

Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge dient dazu, im
Hinblick auf den Betrag der jeweiligen Kapitalerhöhung ein praktikables Bezugsverhältnis
darstellen zu können. Spitzenbeträge ergeben sich aus dem Betrag des jeweiligen Emissi-
onsvolumens und der Darstellung eines praktikablen Bezugsverhältnisses. Ohne den Aus-
schluss des Bezugsrechts hinsichtlich von Spitzenbeträgen würden insbesondere bei einer
Kapitalerhöhung um runde Beträge die technische Durchführung der Kapitalerhöhung und
die Ausübung des Bezugsrechts erheblich erschwert. Die als freie Spitzen vom BezugJrecht
der Aktionäre ausgeschlossenen neuen Aktien werden entweder durch Verkauf über die
Börse oder in sonstiger weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet.

Weiterhin soll das Bezugsrecht der Aktionäre zugunsten der Inhaber von Wandel- und
Optionsschuldverschreibungen ausgeschlossen werden können. Die Ermächtigung zum
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre zugunsten der Inhaber von Wandel- bzw.
Optionsschuldverschreibungen dient dem Zweck, dass im Falle einer Ausnutzung dieser
Ermächtigung der Wandlungs- bzw. Optionspreis nicht entsprechend den so genannten
Verwässerungsschutzklauseln der Wandlungs- bzw. Optionsbedingungen ermaCigt zu
werden braucht, sondern auch den lnhabern der Wandel- bz.i,t. Optionssöhuld-
verschreibungen ein Bezugsrecht in dem Umfang eingeräumt werden kann, wie es ihnen
nach Ausübung des Wandlungs- bzw. Optionsrechts bzw. Erfüllung der Wandlungspflicht
zustehen würde. Mit der Ermächtigung erhält der Vorstand die Möglichkeit, bei der Aus-
nutzung der genehmigten Kapitalia unter sorgfältiger Abwägung dei lnteressen zwischen
beiden Alternativen zu wählen. Das dient der leichteien Platzierung der Schuld-
verschreibungen und damit den Interessen der Gesellschaft und ihrer Aktionäre an einer
optimalen Finanzstruktur der Gesellschaft.

Hamburg, im Februar 2010

Beiersdorf Aktiengesellschaft
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